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B) Studlrnroforrikomml sslons^

FUr dl« Studlcnreforakor-nlaalonen haben alch die Vorsitzenden i . .n*rh *»irhttin» M Vorsitzenden der Landesrektorenkonferenzen
nach Sichtung der Noainationavorachlttge auf folgende Hochschulv.rtreter ge.lnlgti
£-h » » 1 •

\ \
Profosaorenf
Sinn (Angewandte Cheolo)
Höth (Anorganlscho Chenio) 
Sauer (Organische Chemie) 
Wagner (Physiksllache Chemie)

Hamburg 
München (Uni) 
Regenaburg 
Göttingen

ZuaHtzlich für den Borelch der Fachhochschulen: 
Petach (Organische Chemie) Berlin (Tochn. FH)
Wissenschaftlicher Hltarboltep
Lutz Cleßen
Studenten:

Neuoftnn Karleruhe
U n *ntp Kaiuerslautom

g <̂ ^ f > f t » v ^ « « ? n a c h a f t n n
PrpJe.i goren»
Velchaelberger (Statistik) München (Uni) 
Vurdack (Wlrtachaftapiidagoglk) Frankfurt 
Albach (Betriebswirtschaft) Bonn 
Kantzenbach (Volkswirtschaft) Homburg
Zusätzlich für die Fachhochschulen:
Wegaann (Volkswirtschaftslehre) Bielefeld 
Wjpgenichsftllcher Mitarbeiten

Berlin (FU)

Siegen
Karlsruhe

Köln
Erlangen
H .aburg

Becker (Mund- u.Kicferchlrurgle) MUnster

Boese
Studenten:
Kehlenbach
Psschlsu

l o h n * P d 1 z 1 n 
Profepjoreni
Voss (ZahnBrztl. Prothotlk) 
Krönke (Zahnerhaltung) 
Hauser (KioferorthopMdle)

WlJSMnKha/tUchrr Mitarbeiter»

Koblltz Saarland
Studenten»

Cioabshl 
Zlnoornann

Berlin (PU) 
OloOen
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9.
Zur Blld'.-nfi von Studlcnreforakorrmlaoi onen

Vizepräsident Profossor Fipplngor berichtet Uber die Berntungen alt den Vorsitzenden der Landes­
rektorenkonferenzen Uber die eingegangenon Nomlnatlonsvorachläge fUr die Ständige Kommission und 
fUr die ersten drei Studienreforskomalssionen Cheaie, Wirtschaftswissenschaften und Zahnmedizin.

A) ?tandif̂ _rpnaiggipn
In der Besprechung sei an der beschlossenen Auffassung der VRK featgehalten worden, fUr die 
Ständige Kommission nur derzeitige oder ehccallgo Vertreter von Hochachulleitungon zu beneiinen.
Dementsprechend habe man sich auf folgende Personen geeinigt:

Palls Jedoch die KMK daran festhalten sollte, daß von den elf Hochschulvertretem eieben Profes­
soren, zwei wissenschaftliche Mitarbeiter und zwei Studenten sein mußten, so wird folgende 
Zusammensetzung vorgeschlagen:

Kunle
Steinsann
Berger
Vlttkowaki
Flscher-Appelt
Knoll
KrUger
Grotoueyer
Flpplnger
Faillard
Behlen

Baden-VUrttemborg
Bayern
Berlin
Bremen
Hamburg
Hessen
Nledersachsen 
Nordrheln-Vestfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland
Schleswig-Holstein (FRK)

Sieben Professoren:
Behlen
Faillard
Fippinger
Grotemeyer
Steii^aann
Kunle
Krüger

FRK
Saarland
Rheinland-Pfalz
Nordrheln-Vestfalen
Bayern
Baden-Württemberg 
Nlederaachsen

Zwei wlss»mchoftllche Mltwrbelter:
Bischoff 
Albrecht

Darmstadt
Hamburg

Zwei Studenten:
Banzer
Thlea

Frankfurt
Berlin
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Dl skuss1on

In der sich anschließenden Diskussion äußern Roktoren/PrHsidenten dar Gesamthochschulen lhro 
Verwunderung darllber, dnß für die Ständige Kommlesion kein und für die Fachkommissionen koum 
Vertreter von Gesamthochschulen vorgoachlogen worden seien. Sie würden eich nlt Nachdruck dafür 
clnsctzen, daß diese Hochschulen Berücksichtigung fänden.
Die Vertreter der Fachhochschulen äußern Bedenken darüber, daß für die Studienrefopakoominsionen 
Jeweils nur ein zusätzlicher Vertreter der Fachhochochulen vorgeschlagen wurde und daß ohne ein 
Stimmrecht für diosen elno derartige Mitwirkung nicht annehmbar sei. Ea wird darauf hingewiesen, 
daß einerseits noch völlig ungeklärt ist, ob die zu bearbeitenden Studiengänge ln den Kommis­
sionen gleichzeitig oder zeitlich gestuft behandelt werden, und daß andererseits Je nach Gegen­
stand der Arbeit die Vertreter der Jeweiligen Studiengänge angemessen berücksichtigt werden 
sollen, d.h. also bei der Bearbeitung integrierter oder Fachhochschulstudiengänge mehr Vertreter 
der entsprechenden Hochschultypen einbezogen werden sollen.

B e sch lußfassung

Dus Plenum nimmt abschließend die Listen zustlmaend zur Kenntnis und empfiehlt den 
Mitgliedshochschulen, entsprechend zu nominieren.
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10.
Zur Aufstellung von Studienordnungen

Vizepresident Professor Flpplnger berichtet: Im Juni d.J. fanden erste Gespräche dea Präsidiums 
mit dem Hochschulauaschuß der KultusDiniaterkonferenz zu dem Entwurf des Unterausschusses fUr 
PrUfungs- und Studienordnungen "Grundsätze fUr die Aufstellung von Studienordnungen- und zu dem 
Entwurf einer Musterstudlenordnung statt. Schon das erste Gespräch hotte dor Abstimmung mit der 
Hochachulsclte dienen sollen; wegen der grundsätzlichen Problematik bestand das Präsidium darauf, 
eine Stellungnahme des *ftK-Sensts zu den Entwürfen der KMK herbelzufUhren. Dabei hat da3 Präsidium 
deutlich gemacht, daß insbesondere die Ausarbeitung von Musterotudienordnungen Aufgabe der Hoch­
schulen, nicht aber die der Kultusministerkonferenz sei.

In seiner 19. oltzung hat sich dann der VRK-Senat am 5. September 1977 ausführlich mit dem Ver­
fahren der staatlichen Seite sowie den genannten Entwürfen auseinandergesetzt. Der Senat äußerte 
dabei die Auffassung, doß das Hochschulrahmengesetz den Hochschulen eindeutig das Recht zuschreibe,
• lra Bereich der Studlenrefom Vorschläge zu unterbreiten. Da die «taatllrh» Satt»
Rechtspoaltlonen vertreten würde, bedürfe diese Frage der - eventuell aogar gerichtlichen - Klärung,
bevor.die Hochschulen zur Zusammenarbeit ln diesen FrTj^Tberelt seien. Darüberhlnaua äußerte der--
Senat die Sorge, dsß die rechtliche Prüfung durch das zuständige Kultusministerium anhand der 
-Musterentwürfe" ln_elne_fachliche Aufsicht ausgeweltet würde. Einer solchen Entscheidung Jedoch 
würden die Hochschulen nie zuatimaen können.

Außerdem vertrat der Senat die Meinung, daß kein Bedarf für die Vereinheitlichung von Studien­
ordnungen bestehe. Starre olnholtliche Studienordnungen für alle Bereiche würden nicht nur die 
Vielfalt des Lehrangebota und die notwendigen Experinentieraöglichkeiten behindern, sondern euch 
neue Fdcherkomblnationen unmöglich machen. Die Studlenreforn müßte darunter leiden.

Die Vertreter der V.-.K im Koordlnlerungagremium wurden beauftragt, die Zustimmung der staatlichen 
Vertreter zu der Auflassung dea WHK-Senats zu erwirken und erst dann die Ar.derungs- und Ergänzungs- 
vorschliige dea ^enats zu den einzelnen Grundsätzen und dem Entwurf einer Musterstudienordnung ln 
die weiteren Beratungen des Koordiniorungsgreaiuas einzubringen.

In diesem Slnno berichteten die Vertreter der VRK am 12. September 1977 la Koordinierungsgreaium. 
Eine abschließende Beratung fand dort Jedoch nicht statt; die Klärung der Frage sollte in einem 
Gespräch des Hochachulausschusaes mit WRK-Vertretem erfolgen. Bel diesem Gespräch dann gaben die 
Mitglieder des Hochachulausachusses zu Protokoll, daß ein Cenehalgungsvorbehalt der staatlichen 
Seite für Studlenordnungon nur aua rechtlichen und planerischen Gründen sowie aus Gründen io 
Interesse der Erhaltung der Vergleichbarkeit geltend gemacht worden könne. Die Staats.ertreter 
fügten hinzu, daß Musterstudienordnungen kolne Featschrelbung bedeuten, sondern für die Arbeit der 
Ständigen Kommission für die Studienreform zur Disposition stehen würden.

Den Bedenken der VRK, daß Studienordnungen nun ala Inatruaant für Kapazltütsberechnungen dienen 
könnten, wurde deutlich widersprochen und gesagt, daß yj» nur Basis für die Festsetzung der Regel- 
studienzoi t-:i «'won. Ftlp di« Festlegung von Richtwerten für dir- JUp**itttt*berechnunger jedoch seien 
Studienordnungen ohne Bedeutung. Ca nach Auffsaaung der Hochschulvortreter in diesem Goapräch der 
Rechtspostt1on des Senats der VRK nicht Cenllge getan wurde, verweigerten die Hochschulvertreter die 
weitere Inhaltliche Diskussion und berichtetem Uber den Stand der Gespräche ln einer weltoren 
Senatssitzung. Der 20. VKK-Sonat sm 11. Oktober 1977 betonte dann nochmal, daß ein Genehaigungn- 
vorbehftlt der staatlichen Seite für Studienordnungon nur oua rechtlichen Gründen geltend gemocht 
werden könnte, nicht Jedoch oua planorischen oder anderen Gründen.
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X
“ •“ p «^•’t.uuff.s.ung U.gt vor .11,. der § 59 HRC zugrunde, noch de» der at.atllchen Seite 1 
lieh eino Rechtsaufolcht zuateht. Für die staatlichen Seite 1*.
Koordlrtlerunpscremiura wurden die Vertreter der Hoc, 1'°" ‘7 ' "  ““  d°“ "och»c*>ul*v»»=huO und 1, 
Protokoll zu geben Die, | ! d"  Hoch.chulen gebeten, die,. Auffassung noch einmal

De, Koorrilnlerungagremlua 1"dWl’ChCn
Hochachul.„.schuß -bge.chloe.en; dl, m.l.ten Dl.een,. konnten behoben ^"den V J l T  T  m i  tr:::;:;:; :rz »---Cfrr:
- — -  — • -  - 'rroigcn °°i!

i e vorg'ieete st'n “ ' °°n  -*• “ -*■ ^  *«■ ** vertrete,,,

i:d^7 7 n ? r \ ‘::::ii:"7n::7 ^ ~ T  wi;d Kritik ^ rt ■» —  *«■'•»«•.» d,r .t..tneh.„«.»».
: : f #E : : : : ; r r : : n : r cht 2u” • » .  — ne . . .

de fncto den Hoch.chulen nur nochdl u i t . 1  v o n , 1 7 °  ̂  ^  Ut'r11'
der Uhr. mit eich. Ole Oel.hr . J r ' T
nufaicht hinaus zeichne alch deutlich ab Ihr rP« h e  ° vorgeachriebene Rechts-

= r j = s r ~ - - t t s r r t t s ^ s .  
Ä S S Ä S Ä s x r s s r — -  -

«D.e Plenu. der VRK .Chll.Ot .loh der Auff.e.ung de. VRX-S.net. .n. der gemäß
- Studienordnungen n.ch § 11 HRG eutono». Setzungen der Hochschulen elnd;
- ungemeine Grund.ätz. fUr dl. Aufteilung dle.er Studl.nordnung.n ,owl. 

ein. Hu.ter.tudlenordnung nicht von der .tutllch.» Seite vorgegeben 
werden dlirfenj

- die Genehmigung einer Studl.nordnun, durch den zu.t.ndlgcn Hlnl.ter/Sen.tor 
de. Und.. ausschließlich ,u. rechtlichen CrUnd.n v.ra.gt werden kann,

- Studl.nordnung.n «exlb.1 g.h.lt.n werden mUs.en. um dl. Yl.lf.lt de. L.hr- 
angebota, dl. Uhr- und Umfr.lh.lt zovl. dl. Eerllck.lchtlgung neuer 
Uge-nl... von Forschung und Vl.,.,„ch.ft zu g.r.ntl.ren, .ueh wegen der

des Arbe.tec.arktoa wir. eine enge Standardisierung unverantwortlich,
- Studienordnungen nicht Selb.,zweck ..ln können, aond.m auf der Grundlage 
der Prllfungaordnung.n Inh.lt und Aufbau de. Studium, reg.ln (§ 11 HRG)/

Im Übrigen v.l.t die VRK d.r.uf hin, dal) da, U n d  ln den autonomen Aufgaben 
der Hoch.chulen .UMChll.OUch dl. H.cht..ufalcht au.Ubt (5 59 HRG). Eine
weltergnhend. .t.atllch. Auf.lcht l.t weder rechtlich zulks.lg noch tat.aeh- 
lieh geboten."

Die., Stellung,,,.,... wird an ein. ad-hoc-Kom.la.lon Ub.rwle.en. dl. auf dle.er Grundlage ein. 
erweiterte und «rgllnzt. Stellungnahme fUr den VHX-S.n.t am 10. Januar 1970 erarbeiten .oll 
Die ed-hoc-Kotnrat aalon wird gebildet «ua:
Vizepresident Hrof.,.or Flpplng.r (Vor.lt,) und den Herren Wilden.™. Ummert. Crotomeyer. Th.l.., 
£lnc«le, Köhler.


